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(Nr. 1415.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Reichsbeamten 
der Civilberwaltung. Vom 20. April 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen de. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
X. 


Beamte der Civilverwaltung, welche Dienſteinkommen oder Wartegeld aus 
der Reichskaſſe beziehen und 25 beim Eintritt der Vorausſetzungen der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand nach Erfüllung der erforderlichen Dienſtzeit Penſion 
aus der Reichskaſſe gebühren würde, ſowie in den Ruheſtand verſetzte Beamte 
der Civilverwaltung, welche kraft geſetzlichen Anſpruchs oder auf Grund des F. 39 
des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) lebens⸗ 
längliche Penſion aus der Reichskaſſe beziehen, ſind verpflichtet, Wittwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträge zur Reichskaſſe zu entrichten. 

Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich nicht auf ſolche Beamte, welche nur neben⸗ 
amtlich im Reichsdienſt angeſtellt ſind. 


§. 2. 


Von dem den Hinterbliebenen eines zur Entrichtung von Wittwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten nach den $$. 7, 8, 31 und 69 des 
Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 gebührenden oder bewilligten Betrage 
des vierteljährlichen Gehalts oder Wartegelds beziehungsweiſe der einmonatlichen 
Penſion des Verſtorbenen ſind die Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge gleichfalls 
zu entrichten. 

§. 3. 


Die Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge betragen jährlich 3 Prozent des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens, des Wartegeldes oder der Penſion mit der 
Reichs- Geſezbl. 1881. 16 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Mai 1881. 


s 


Maßgabe, daß der die Jahresſumme von 9 000 Mark des penſionsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens oder Wartegeldes und von 5 000 Mark der Penſion überſteigende 
Betrag nicht beitragspflichtig iſt. 

$. 4. 

Die Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge werden in denjenigen Theilbeträgen, 
in welchen das Dienſteinkommen, das Wartegeld oder die Penſion zahlbar iſt, 
durch Einbehaltung eines entſprechenden Theiles dieſer Bezüge erhoben. 

Der einzubehaltende Theil iſt weder der Pfändung unterworfen, noch bei 
der Ermittelung, ob und zu welchem Betrage die Bezüge der Pfändung unter⸗ 
liegen, zu berechnen. 

5. 5. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge 

erliſcht: 

1. mit dem Tode des Beamten, vorbehaltlich der im $. 2 getroffenen 
Beſtimmungen; 

2. wenn der Beamte ohne Penſion aus dem Dienſte ſcheidet, oder mit 
Belaſſung eines Theiles derſelben aus dem Dienſte entlaſſen wird; 

3. wenn der Beamte in den Ruheſtand verſetzt wird und ihm auf Grund 
des F. 39 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 eine Penſion 
auf beſtimmte Zeit bewilligt iſt; 

4. für den Beamten, welcher weder verheirathet iſt, noch unverheirathete 
eheliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Jahren 
beſitzt, mit dem Zeitpunkte der Verſetzung in den Ruheſtand; 

5. für den penſtonirten Beamten mit dem Ablauf desjenigen Monats, in 
welchem die unter Ziffer 4 bezeichnete Vorausſetzung zutrifft. Durch 
eine nach der Penſtonirung geſchloſſene Ehe oder durch das Vor⸗ 
handenſein von Kindern aus einer ſolchen wird das Erlöſchen der 
Verpflichtung nicht gehindert. ang 
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$. 6. E 
Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes penſionirten Beamten, welche 
weder verheirathet ſind, noch unverheirathete eheliche oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirte Kinder unter 18 Jahren beſitzen, ſind von Entrichtung der Wittwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträge befreit. Eine nach der Penſionirung ‚gefchlofiene Ehe 
ſowie Kinder aus einer ſolchen kommen hierbei nicht in Betracht. 


F. 7. 

Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirten Kinder eines zur Zeit ſeines Todes zur Entrichtung von Wittwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten erhalten aus der Reichskaſſe 
Wittwen⸗ und Waiſengeld nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen. 
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F. 8. 

Das Wittwengeld beſteht in dem dritten Theile derjenigen Penſion, zu 
welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, 
wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Das Wittwengeld foll jedoch, vorbehaltlich der im $. 10 verordneten Be⸗ 
ſchränkung, mindeſtens 160 Mark betragen und 1600 Mark nicht überſteigen. 


F. 9. 
Das Waiſengeld beträgt: 
1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten 


zum Bezuge von Wittwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Wittwen⸗ 

geldes für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes 
des Beamten zum Bezuge von Wittwengeld nicht berechtigt war, ein 


Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind. 


§. 10. 

Wittwen⸗ und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag 
der Penſion überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder 
berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Wittwen⸗ und das Waiſen⸗ 
geld verhältnißmäßig gekürzt. 

un 

Bei dem Ausſcheiden eines Wittwen⸗ oder Waiſengeldberechtigten erhöht ſich 
das Wittwen⸗ oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nächſt⸗ 
folggiden Monat an inſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen Genuß der ihnen 
nach den $$. 8 bis 10 gebührenden Beträge befinden. 


$. 12. 

War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird 
das nach Maßgabe der $$. 8 und 10 berechnete Wittwengeld für jedes angefangene 
Jahr des Altersunterſchiedes über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um ½ gekürzt. 

Auf den nach F. 9 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe 
Kürzungen des Wittwengeldes ohne Einfluß. 


F. 13. 

Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe mit 
dem verſtorbenen Beamten e dreier Monate vor feinem Ableben ge⸗ 
ſchloſſen und die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt iſt, um der Wittwe den 
Bezug des Wittwengeldes zu verſchaffen. | 
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Keinen Anſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſengeld haben die Wittwe und 
die hinterbliebenen Kinder eines penſtonirten Beamten aus ſolcher Ehe, welche 
erſt nach der Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


$. 14. 

Stirbt ein zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen ver⸗ 
pflichteter Beamter, welchem, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt 
wäre, auf Grund des F. 39 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 
eine Penſion hätte bewilligt werden können, ſo kann der Wittwe und den 
Waiſen desſelben Wittwen⸗ und Waiſengeld durch den Reichskanzler bewilligt werden. 

Stirbt ein zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen ver⸗ 
pflichteter Beamter, welchem nach $$. 50 und 52 des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873 im Falle ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand die Anrechnung 
gewiſſer Zeiten auf die in Betracht kommende Dienſtzeit hätte bewilligt werden 
können, ſo iſt der Reichskanzler befugt, eine ſolche Anrechnung auch bei Feſt⸗ 
ſetzung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes zuzulaſſen. 


$. 15. 


Die Zahlung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablauf 
des Gnadenquartals oder des Gnadenmonats. 


$. 16. 

Das Wittwen⸗ und Waiſengeld wird monatlich im voraus gezahlt. An 
wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die oberſte Reichsbehörde, welche 
die Befugniß zu ſolcher Beſtimmung auf die höhere Reichsbehörde übertragen kann. 

Nicht abgehobene Theilbeträge des Wittwen⸗ und Waiſengeldes verjähren 
binnen vier Jahren, vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vortheil der 
Reichskaſſe. 

K. 7. u 


Das Wittwen⸗ und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder ab- 
getreten, noch verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 


$. 18. 
Das Recht auf den Bezug des Wittwen⸗ und Waiſengeldes erliſcht: 
1. für jeden Berechtigten mit dem Ablauf des Monats, in welchem er 
ſich verheirathet oder ſtirbt; 
2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem 
ſie das 18. Lebensjahr vollendet. 


He, 
Das Recht auf den Bezug des Wittwen⸗ und Waiſengeldes ruht, wenn 
der Berechtigte das deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wiedererlangung 
desſelben. 
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F. 20. 


Mit den aus F. 14 ſich ergebenden Maßgaben erfolgt die Beſtimmung 
darüber, ob und welches Wittwen⸗ und Waiſengeld der Wittwe und den Waiſen 
eines Beamten zuſteht, durch die oberſte Reichsbehörde, welche die Befugniß zu 
ſolcher Beſtimmung auf die höhere Reichsbehörde übertragen kann. 


F. 21. 


Das den Hinterbliebenen eines Beamten zu bewilligende Wittwen⸗ oder 
Waiſengeld darf nicht hinter demjenigen Betrage zurückbleiben, welcher denſelben 
nach den bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes für ſie geltenden Beſtimmungen 
aus der Reichskaſſe hätte gewährt werden müſſen, wenn der Beamte vor dieſem 
Zeitpunkte geſtorben wäre. 

§. 22. 


Beamte, welche nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes Wittwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträge zu entrichten haben, ſind nicht verpflichtet, einer Militär⸗ oder 
Landesbeamten⸗Wittwenkaſſe oder der ſonſtigen Veranſtaltung eines Bundesſtaates 
zur Verſorgung der Hinterbliebenen von Beamten beizutreten. 


a! 


Diejenigen nach $. 1 zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen 
verpflichteten Beamten, welche Mitglieder einer der im $. 22 bezeichneten Landes⸗ 
anſtalten und derſelben nicht erſt nach der Verkündung dieſes Geſetzes beigetreten 
ſind, bleiben, wenn ſie binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
durch eine ſchriftliche Erklärung für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf 
das in den H. 7 ff. beſtimmte Wittwen⸗ und Waiſengeld verzichten, von Ent- 
richtung der im F. 3 beſtimmten Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge befreit. 
Andernfalls ſind ſie berechtigt, aus der Landesanſtalt auszuſcheiden. . 


$. 24. 


Diejenigen nach $. 1 zur Entrichtung von Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen 
verpflichteten Beamten, welche vor der Verkündung dieſes Geſetzes und während 
ſie im Dienſte des Norddeutſchen Bundes oder des Reichs befindlich waren, auf 
ihren Todesfall ihren Ehefrauen oder Kindern eine Leibrente oder ein Kapital 
oder ihren geſetzlichen Erben ein Kapital bei einer Privat⸗Verſicherungsgeſellſchaft 
verſichert haben, können, falls dieſe Verſicherung zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes noch beſteht, und wenn ſie binnen drei Monaten nach dieſem Zeitpunkte 
durch eine ſchriftliche Erklärung für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf 
das in den $$. 7 ff. beſtimmte Wittwen⸗ und Waiſengeld verzichten, durch die 
oberſte Reichsbehörde oder die von derſelben ermächtigte höhere Reichsbehörde von 
Entrichtung der Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge befreit werden. 
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Die näheren Vorausſetzungen, unter denen eine ſolche Befreiung zuläſſig, 
ſowie die Bedingungen, von welchen dieſelbe abhängig zu machen iſt, beſtimmt 
der Reichskanzler. 

8 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1881 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 20. April 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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(Nr. 1416.) Verordnung, betreffend die anderweite Feſtſetzung der Kaution der Poſtagenten. 
Vom 6. April 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des $. 3 des Geſetzes vom 2. Juni 
1869, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten (Bundes⸗Geſetzbl. S. 161), 
nach Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


en 
An die Stelle der im Artikel 1 der Verordnung vom 14. Juli 1871 unter 
Ziffer I Nr. 16 enthaltenen Beſtimmung tritt die nachfolgende Vorſchrift: 
16) für Poſtagenten bis 200 Mark einfchließlich, . 
Artikel 2. 


Die Höhe der von den Poſtagenten zu beſtellenden Kaution wird innerhalb 
der im Artikel 1 bezeichneten Grenze durch das Reichs⸗Poſtamt beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. April 1881. 


(L. S.) Wilbelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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(Nr. 1417.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Ausführung des Geſetzes wegen Aufnahme einer 
Anleihe für Zwecke der Verwaltungen der Poſt und Telegraphen, der Marine 
und des Reichsheeres. Vom 25. April 1881. 


Au Ihren Bericht vom 21. April 1881 genehmige Ich, daß auf Grund des 
Geſetzes vom 28. März 1881, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
der Verwaltungen der Poſt und Telegraphen, der Marine und des Reichsheeres 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 68), ein Betrag von 52 427 221 Mark durch eine nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 339) zu 
verwaltende Anleihe beſchafft und zu dieſem Zwecke ein entſprechender Betrag von 
Schuldverſchreibungen, und zwar über zweihundert Mark, fünfhundert Mark, ein⸗ 
tauſend Mark, zweitauſend Mark und fünftauſend Mark ausgegeben werde. 

Die Anleihe iſt mit jährlich vier vom Hundert am 1. April und 1. Oktober 
zu verzinſen. 

Die Tilgung des Schuldkapitals erfolgt in der Art, daß die durch den 
Reichshaushalts⸗Etat dazu beſtimmten Mittel zum Ankauf einer entſprechenden 
Anzahl von Schuldverſchreibungen verwendet werden. Dem Reich bleibt das 
Recht vorbehalten, die im Umlauf befindlichen Schuldverſchreibungen zur Einlöſung 
gegen Baarzahlung des Kapitalbetrages binnen einer geſetzlich feſtzuſtellenden Friſt 
zu kündigen. Den Inhabern der Schuldverſchreibungen ſteht ein Kündigungsrecht 
gegen das Reich nicht zu. 

Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen und die 
Reichsſchuldenverwaltung mit näherer Anweiſung zu verſehen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch das Reichs⸗Geſetzblatt zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 25. April 1881. 
Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
An den Reichskanzler. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


